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TOP 4: Entwurf eines Landesgesetzes zur Umsetzung Richtlinie (EU) 

2018/958 

über eine Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer 

Berufsreglementierungen im Bereich öffentlich-rechtlicher 

Körperschaften 

- Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau - 

 

 

Beschluss: 

Der Ministerrat beschließt den Entwurf des Landesgesetzes zur Umsetzung der 

Richtlinie (EU) 2018/958 über eine Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer 

Berufsreglementierungen im Bereich öffentlich-rechtlicher Körperschaften. 

 

Erläuterungen: 

Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit sind von wesentlicher Bedeutung für 

einen funktionierenden Binnenmarkt innerhalb der Europäischen Union. 

Beschränkungen dieser Freiheiten müssen daher grundsätzlich besonders 

gerechtfertigt werden. Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gehört zu den allmeinen 

Grundsätzen des Unionsrechts. Gemäß der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von 

Berufsqualifikationen (ABI. EU Nr. L 255 S. 22), zuletzt geändert durch die Richtlinie 

2013/55/EU (ABI. EU Nr. L 354 S. 132), sind die Mitgliedstaaten der Europäischen 

Union verpflichtet, die Verhältnismäßigkeit von nationalen Anforderungen, die den 

Zugang zu reglementierten Berufen oder deren Ausübung beschränken, zu überprüfen 

und die Ergebnisse dieser Prüfung der Europäischen Kommission vorzulegen. Das in 

der Richtlinie 2005/36/EG vorgesehene Verfahren hat jedoch nach Auffassung der 

Europäischen Kommission einen Mangel an Klarheit hinsichtlich der Kriterien, die von 

den Mitgliedstaaten bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit anzuwenden sind, sowie 

eine uneinheitliche Kontrolle dieser Kriterien offenbart. Die Europäische Kommission 

hat es daher als notwendig angesehen, den Mitgliedstaaten ein Prüfungsschema 

(„Raster“) für die Durchführung der Verhältnismäßigkeitsprüfung an die Hand zu 
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geben, das sie bei der Überprüfung bestehender oder beim Erlass neuer 

Berufsreglementierungen anwenden können. 

Hieraus entstand ein entsprechender Legislativvorschlag der Kommission, der zum 

Erlass der Richtlinie (EU) 2018/958 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

28. Juni 2018 über eine Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer 

Berufsreglementierungen (ABI. EU Nr. L 173 S. 25) geführt hat. Diese Richtlinie legt 

Regeln für einen gemeinsamen Rechtsrahmen zur Durchführung von 

Verhältnismäßigkeitsprüfungen vor der Einführung neuer oder der Änderung 

bestehender Rechts- und Verwaltungsvorschriften, mit denen der Zugang zu 

reglementierten Berufen oder deren Ausübung beschränkt wird, fest. Damit soll 

sichergestellt werden, dass der Binnenmarkt ordnungsgemäß funktioniert und 

gleichzeitig ein hohes Verbraucherschutzniveau gewährleistet wird. 

Die Richtlinie (EU) 2018/958 ist am 30. Juli 2018 in Kraft getreten. Sie ist von den 

Mitgliedstaaten bis zum 30. Juli 2020 in nationales Recht umzusetzen. In Deutschland 

obliegt die Umsetzung je nachdem, ob es sich um bundesrechtlich oder 

landesrechtlich geregelte Berufe handelt, entweder dem Bund oder den 

Bundesländern. Auf Bundesebene existiert der Entwurf eines Gesetzes zur 

Umsetzung der Verhältnismäßigkeitsrichtlinie (Richtlinie (EU) 2018/958) im Bereich 

öffentlich- rechtlicher Körperschaften (Bundesrat Drucksache 12/20), welches 

Änderungen in folgenden Gesetzen vornimmt: Bundesrechtsanwaltsordnung, 

Patentanwaltsordnung, Steuerberatungsgesetz, IHK-Gesetz, 

Wirtschaftsprüferordnung, Gewerbeordnung und Handwerksordnung. An diesem 

Artikelgesetz des Bundes orientiert sich der Großteil der Bundesländer wie auch der 

vorliegende Gesetzentwurf. 


